
Es fand ein Wandel der Zielsetzung der Arbeit der Sonderschulen statt: nicht 

mehr die Entlastung der Regelschule oder ökonomische Erwägungen standen an 

erster Stelle. 

Das Gutachten enthielt erstmals eine offizielle staatliche Verlautbarung bzgl. des 

Schicksals von Menschen mit Behinderungen im Nationalsozialismus:  

 
„Das Ansehen der Sonderschulen in der Öffentlichkeit muß gehoben werden. Das 

deutsche Volk hat gegenüber den Menschen, die durch Leiden oder Gebrechen 

benachteiligt sind, eine geschichtliche Schuld abzutragen. Sie dürfen nicht als weniger 

wertvoll betrachtet und behandelt werden. Das deutsche Volk muß die Aufgabe wieder 

ernst nehmen, allen Kindern und Jugendlichen, die die allgemeine Schulen nicht mit 

Erfolg besuchen können, den Weg zu einem sinnerfüllten Leben zu bereiten.“ 

(KMK 1960, 16) 

 

Die spätere Schule für Geistigbehinderte wurde in diesem Gutachten noch nicht 

benannt. Aber es entsprach dem Tenor des Gutachtens, dass man jene Kinder, 

die später als „geistig behindert“ bezeichnet wurden, nicht mehr als „bildungs-

unfähig“ klassifizierte, sondern ihnen ein Recht auf Bildung und Erziehung zu-

sprach, wobei zunächst nicht an das Recht auf Bildung in einer Schule gedacht 

war, sondern an Unterbringung in  heilpädagogischen Gruppen: 
 

 
„Diejenigen Kinder, deren Erziehbarkeit und Bildbarkeit so gering sind, daß sie weder in 

Schulen noch in Heilpädagogischen Kindergärten gefördert werden können, haben auch 

ein Anrecht darauf, als Menschen beachtet und behandelt zu werden. Der Staat darf sich 

der Verpflichtung nicht entziehen, auch diesen Kindern gerecht zu werden. Er muß Heil-

pädagogische Lebenskreise für pflegebedürftige Kinder schaffen, die die ihnen eigenen 

körperlichen und seelischen Kräfte pflegen und soweit wie möglich entwickeln.“  

(KMK 1960, 48) 

 
 

 

 

1960 
Kultusministerkonferenz 

Kultusministerkonferenz 1960 „Gutachten zur Ordnung des 

Sonderschulwesens“ sieht 12 verschiedene eigenständige 

Sonderschulen vor  

Quellen: 

S.L. Ellger-Rüttgardt (2008): Geschichte der Sonderpädagogik. 

Ernst Reinhardt Verlag München Basel 
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1964 
Änderung des Gesetzes zur Vereinheitlichung 

und Ordnung des Schulwesens (Sch VOG)  

Vom 05. Mai 1964 

Teil 7  

§ 41 
(1) Allgemeine Schulpflicht besteht für alle Kinder und Jugendlichen, die im Land 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Lehr- oder Arbeitsstätte 

haben. 

(2)  Die allgemeine Schulpflicht gliedert sich in 

a. die Pflicht zum Besuch der Grundschule und einer auf ihr aufbauenden 

weiterführenden Schule, 

b. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule, 

c. die Pflicht zum Besuch der Sonderschule. 

(3) Kinder und Jugendliche, die nach Feststellung der Schulaufsichtsbehörde 

wegen ihrer körperlichen, geistigen oder seelischen Eigenart auch mit 

Sonderschuleinrichtungen nicht gefördert werden können (Bildungsunfähig-

keit), sind von der Schulpflicht befreit. 

(4) […] (5) […] (6) 

 
Der Begriff „Bildungsunfähigkeit“ führte Anfang der 60er Jahre zu Diskussionen um 

die Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen mit einer geistigen Behin-

derung, die entscheidend durch die Gründung der Elterninitiative „Bundesvereini-

gung Lebenshilfe für geistig Behinderte e.V.“ (1958) angestoßen wurden. Otto 

Speck plädierte für eine Revision der sonderpädagogischen Terminologie.  

 
„Er verwies darauf, dass der Begriff ‚bildungsunfähig‘‚ historisch schwer belastet‘ 

und ‚mit viel Unrecht und Unheil‘ verknüpft sei.“ (S.L. Ellger- Rüttgardt, Die Ge-

schichte der Sonderpädagogik, S.304). 

 
Im Schulgesetz in Baden Württemberg blieb dieser Begriff bis zur Änderung im 

Jahre 1976  

Quellen:  

Gesetzblatt (GBI - 1964) 

für Baden-Württemberg Nr.12 Ausgegeben, Stuttgart, Mittwoch, 13. Mai 1964 

S.L. Ellger-Rüttgardt (2008): Geschichte der Sonderpädagogik. Ernst Reinhardt 

Verlag München Basel 
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 Quelle: 

Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin e.V. 

https://www.dgspj.de/institution/sozialpaediatrische-zentren/ 

heruntergeladen am: 07.09.2018 

Bildnachweis: 

https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie 

Foto: privat 
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„Sozialpädiatrische Zentren 

… 

Das erste Zentrum dieser Art wurde 1968 von  

Prof. Dr.med. Theodor Hellbrügge in München  

konzipiert und realisiert. Ausgangspunkt war die  

Universitäts-Kinderpoliklinik München.  

  

Das offensichtliche Ungenügen rein medizinischer,  

klinisch orientierter Denk- und Handlungskonzepte in der Betreuung neurologisch 

erkrankter und entwicklungsgefährdeter Kinder führte zu dem weitsichtigen und 

damals durchaus unkonventionellen Schritt, die klinische Psychologie und die 

Heilpädagogik organisatorisch in das kinderheilkundliche Angebot zu integrieren. 

  

Inhaltlich waren die ursprünglichen Konzepte stark beeinflusst durch die 

Erfahrungen mit dem Deprivationssyndrom, d.h. aus der Beobachtung von 

Kindern, die durch unzureichende Betreuung außerhalb der Familie erhebliche 

Beeinträchtigungen in der geistigen und seelischen Entwicklung erlitten hatten. 

Aus dieser Herleitung erklärt sich, warum der Begriff „sozialpädiatrisch“ für 

Konzepte und Institutionen der Früherkennung und Frühbehandlung von 

Behinderung bedrohter Kinder im medizinischen Bereich verwendet wurde und 

schließlich auch in die Sozialgesetzgebung einging. 

  

Ab 1970 entstanden in der Bundesrepublik Deutschland weitere Zentren nach 

Münchner Vorbild. 1981 – zum Zeitpunkt der Gründung der „Arbeitsgemeinschaft 

Sozialpädiatrischer Zentren und Abteilungen“ – gab es 21 solcher Einrichtungen. 

Zurzeit gibt es bundesweit 146 Sozialpädiatrische Zentren mit unterschiedlichen 

Strukturen und institutioneller Einbindung.“ 

1968                                       

Sozialpädiatrische Zentren (SPZ)   

in Deutschland ab 1968  

https://www.dgspj.de/institution/sozialpaediatrische-zentren/
https://www.dgspj.de/institution/sozialpaediatrische-zentren/
https://www.dgspj.de/institution/sozialpaediatrische-zentren/
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie
https://www.aerzteblatt.de/archiv/64782/Theodor-Hellbruegge-Pionier-der-Sozialpaediatrie


Die Empfehlungen des Mehrheitsvotums des Deutschen Bildungsrats 1973 gaben einen 

entscheidenden Anstoß zum Ausbau der Früherziehung bzw. Frühförderung.  

 
„Als institutionelle Basis der Früherkennung, Frühförderung, Frühtherapie und Beratung sind  

- Zentren für pädagogische Frühförderung auf einen Einzugsbereich von 200 000  

    Einwohnern und 

- klinische Einrichtungen für differentialdiagnostische und therapeutische Aufgaben 

    einzurichten. […] 

[…] Zielvorstellung sollte es sein, daß die Zentren öffentliche  Träger haben. Sie können für sich, 

aber auch im Zusammenhang mit bestehenden Erziehungsberatungsstellen, mit Behinderten-

beratungsstellen an Gesundheitsämtern oder mit klinischen Einrichtungen eingerichtet werden.“ 

Deutscher Bildungsrat 1973, S.56-57. 

 
Das Votum innerhalb der Expertengruppe war nicht einheitlich vor allem bei der Frage, ob die 

Frühfördereinrichtungen primär pädagogisch oder pädiatrisch geleitet werden sollen. Befürworter 

pädagogisch ausgerichteter Frühfördereinrichtungen war Otto Speck , zum damaligen Zeitpunkt 

Ordinarius für Geistigbehindertenpädagogik an der Universität München.  

Die pädiatrische Seite war vertreten durch Namen wie Hellbrügge und Pechstein, unter deren 

Leitung 1968 bzw. 1971 die ersten Sozialpädiatrischen Zentren in München und Mainz eröffnet 

wurden. 

 

In der Folgezeit entwickelten sich bundesweit Sozialpädiatrische Zentren (SPZ) und verschie-

dene Formen der Frühförderung.  

In Baden-Württemberg führte dies zum heutigen Netz von Interdisziplinären Frühförderstellen 

(IFF), sowie Sonderpädagogischen Beratungsstellen (SPB). 
 

 1973  
Empfehlungen der 

Bildungskommission 

Deutscher Bildungsrat 
verabschiedet auf der 34. Sitzung der 

Bildungskommission  

am 12./13. Oktober 1973 
Zur Pädagogischen Förderung behinderter und von 

Behinderung bedrohter Kinder und Jugendlicher – 

Früherkennung und Frühförderung 

 

Quellen: 

Deutscher Bildungsrat Empfehlungen der Bildungskommission 1973 

Bonn  
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1976 
Schulgesetz für Baden-Württemberg 

(SchG) 
in der Fassung vom 23. März 1976 

 

7. Teil Schüler  

A Schulpflicht, Pflichten der Schüler 

§ 72 

(1) Schulpflicht besteht für alle Kinder und Jugendlichen, die im Land Baden-Württemberg 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Ausbildungs- oder Arbeitsstätte 

haben. Die Schulaufsichtsbehörde kann ausländische Jugendliche, die mindestens vier-

zehn Jahre alt sind, auf Antrag in besonderen Härtefällen von der Pflicht zum Besuch einer 

auf der Grundschule aufbauenden Schule, der Berufsschule und der Sonderschule 

zeitweilig oder auf Dauer befreien, insbesondere wenn wegen der Kürze der verbleiben-

den Schulbesuchszeit eine sinnvolle Förderung nicht erwartet werden kann. 

(2) Die Schulpflicht gliedert sich in 

1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule und einer auf ihr aufbauenden Schule, 

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule, 

3. die Pflicht zum Besuch der Sonderschule. 

(3) Kinder und Jugendliche, die nach Feststellung der Schulaufsichtsbehörde  

wegen ihrer körperlichen, geistigen oder seelischen Eigenart auch mit Sonder-

schuleinrichtungen nicht gefördert werden können (Schulunfähigkeit), sind von  

der Schulpflicht befreit. Zur Prüfung der Schulunfähigkeit sind sie verpflichtet,  

sich auf Verlangen der Schulaufsichtsbehörde an einer pädagogisch-psycholo-

gischen Prüfung (Schuleignungsprüfung und Intelligenztest) zu beteiligen und  

vom Gesundheitsamt untersuchen zu lassen. 

(4) […] (5) […] (6) […] (7) 

 

D. Pflicht zum Besuch der Sonderschule 

§ 82  

(1) Die in § 15 bezeichneten Kinder und Jugendlichen sind zum Besuch der für sie 

geeigneten Sonderschule verpflichtet, sofern sie nicht von der Schulpflicht befreit sind 

(§ 72 Abs. 3). 

(2) Darüber, ob die Pflicht zum Besuch einer Sonderschule im Einzelfall besteht und 

darüber, welcher Typ der Sonderschule (§ 15) für den Sonderschulpflichtigen geeignet  

ist, entscheidet die Schulaufsichtsbehörde. Auf deren Verlangen haben sich Kinder  

und Jugendliche an einer pädagogisch-psychologischen Prüfung (Schuleignungs- bzw. 

Schulleistungsprüfung und Intelligenztest) zu beteiligen und vom Gesundheitsamt 

untersuchen zu lassen. 

(3) […]. 

(4) […]. 
 

Quellen:  

www.landesrecht-bw.de  

Schulgesetz für Baden-Württemberg 

(SchG) in der Fassung vom 1. August 

1983 
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1986  
Verwaltungsvorschrift 

Sonderpädagogische Frühförderung behinderter und  

von Behinderung bedrohter Kinder 

vom 24. Dezember 1986 6504.4/4 

 

Quellen: 

VwV vom 24.Dezember 1986     6404.4/4 

K.u.U. 2/1987 S.21 und 22 
 
 

: 
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© Landesärztin für Menschen mit Behinderung, 2018 
Regierungspräsidium Stuttgart  

Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart  

1991 
Frühförderung in Baden-Württemberg –  

Bestandsaufnahme und Perspektiven der Weiterentwicklung 

Ergebnisse der Studie von Dr. Rainer Trost 

Durchgeführt von der 

Forschungsstelle 

„Lebenswelten 

behinderter 

Menschen“ am 

Soziologischen 

Seminar der 

Universität Tübingen 

(Sprecher Prof. Dr. J. 

Neumann). Laufzeit: 

01.09.1989 – 

31.08.1990 

Quelle: 

Trost:, R.: „Frühförderung in Baden-Württemberg. Bestandsaufnehme und Perspektiven der Weiterentwicklung“ Hrsg.: Ministerium für 

Arbeit, Gesundheit, Familie und Frauen Baden-Württemberg, Stuttgart, Juli 1991. SM – 12– 91. 
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„Vorwort 

 

Wir wissen, daß drohende Behinderungen vermieden und eingetretene Behinderungen und ihre Folgen gemildert oder 

sogar beseitigt werden können, wenn die Risiken zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkannt und die Kinder einer gezielten 

ganzheitlichen Therapie und Förderung zugeführt werden. Leistungsfähige Strukturen der Frühförderung sind deshalb 

ein dringendes sozial-, familien-, bildungs- und gesundheitspolitisches Anliegen. 

 

Die Überlegungen einer interministeriellen Arbeitsgruppe haben zu dem Ergebnis geführt, daß die 1983 vom 

Sozialministerium herausgegebene „Rahmenkonzeption zur Verhütung und Erkennung frühkindlicher Behinderungen 

sowie zur Frühförderung entwicklungsgestörter und behinderter Kinder“ dringend der Fortschreibung und Überarbeitung 

bedarf. 

 

Während der laufenden Beratungen kam die Arbeitsgruppe zu dem Entschluß, bei der Universität Tübingen – 

Forschungsstelle „Lebenswelten behinderte Menschen“ – eine detaillierte und kritische Bestandsaufnahme der 

vorhandenen Strukturen der Frühförderung mit daraus sich ergebenden Perspektiven und Vorschlägen zur 

Weiterentwicklung in Auftrag zu geben.  Der Verfasser der Studie, Herr Dr. Trost, konnte sich bereits im Vorfeld und 

während der Bearbeitung des Forschungsauftrags durch ständige Teilnahme an den Sitzungen der Arbeitsgruppe und 

durch laufende Kontakte mit den zuständigen Stellen ein genaues Bild von den aktuellen Fragen und Problemen im Feld 

der baden-württembergischen Frühförderung machen. Die ressortübergreifende Zusammenarbeit der beiden Ministerien 

(Kultusministerium und Sozialministerium, teilweise auch Wissenschaftsministerium und Staatsministerium) wurde so 

nicht nur auf die Verbände der freien Wohlfahrtspflege, die kommunalen Landesverbände, die Landesärzte für 

Behinderte und verschiedene Experten aus dem medizinischen sowie dem pädagogisch-psychologischen Bereich 

ausgedehnt, sondern auch noch durch eine universitäre Komponente bereichert.  

 

Die Ergebnisse und Anregungen dieser jetzt vorliegenden sorgfältigen und gründlichen Studie stellen für die weitere 

Tätigkeit der interministeriellen Arbeitsgruppe eine äußerst wertvolle Grundlage dar, die andere Erkenntnisquellen auf 

diesem speziellen Sektor der Rehabilitation behinderter Menschen in gebündelter Form wirksam ergänzt. die in 

Vorbereitung befindliche künftige „Rahmenkonzeption zur Früherkennung und Frühförderung entwicklungsgestörter und 

behinderter Kinder in Baden-Württemberg“ kann so auf verläßlichen Erhebungen und Daten aufbauen. 

 

Mein herzlicher Dank und meine uneingeschränkte Anerkennung gilt allen, die am Zustandekommen dieses 

Forschungsberichts mitgewirkt haben. 

 

Barbara Schäfer 

Minister für Arbeit, Gesundheit,  

Familie und Frauen Baden-Württemberg“ 

  

FRÜHFÖRDERUNG IN 

BADEN-WÜRTTEMBERG 

Bestandsaufnahme und Perspektiven der  

Weiterentwicklung  

Dr. Rainer Trost  

Das diesem Bericht zugrundeliegende Vorhaben wurde mit  

Mitteln des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit, Familie  

und Frauen Baden-Württemberg gefördert und von der  

Forschungsstelle "Lebenswelten behinderter Menschen"  

am Soziologischen Seminar der Universität Tübingen  

(Sprecher Prof. Dr. J. Neumann) durchgeführt. 

' Laufzeit: 01.09.1989 bis 31.08.1990 

Herausgeber: Ministerium für Arbeit, Gesundheit, Familie und Frauen 

Baden-Württemberg, Rotebühlplatz 30, 7000 Stuttgart 1 

Stuttgart, Juli 1991 - - 

SM - 12 - 91 

Hinweis: 

Diese Informationsschrift wird von der Landesregierung Baden-Württemberg im Rah-

men ihrer verfassungsmäßigen Verpflichtung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit 

herausgegeben. 

Sie darf weder von Parteien noch von anderen Kandidaten oder Helfern während eines 

Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für alle 

Wahlen. 

Mißbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informa-

tionsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipoliti-

scher Informationen oder Werbemittel. 

Untersagt ist auch die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. 

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die vorliegende 

Druckschrift nicht so verwendet werden, daß dies als Parteinahme des Herausgebers 

zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. 

Diese Beschränkungen gelten unabhängig vom Vertriebszweig, also unabhängig davon, 

auf welchem Wege und in welcher Anzahl diese Informationsschrift dem Empfänger 

zugegangen ist. 

Erlaubt ist es jedoch den Parteien, diese Informationsschrift zur Unterrichtung ihrer 

Mitglieder zu verwenden. 



1992 
Konvention der Vereinten Nationen über die 

Rechte des Kindes 

tritt in Deutschland unter Vorbehalt in Kraft: 
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Quellen:  

1. Bundesgesetzblatt  

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl292s0121.pdf%27%5D__1535564421173 

2. Menschenrechtsabkommen der Vereinten Nationen: Deutscher Ratifikationsstand (Stand 02.11.2017),  

Deutsches Institut für Menschenrechte  2018: 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht 

Am 5.4.1992 ist die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen in Deutschland unter 

Vorbehalt in Kraft getreten.  Erst 2014 werden alle Vorbehalte durch Zusatzprotokolle aufgehoben 

sein. 

Seit 1992 ist in Deutschland auch Artikel 12 dieser  

Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen geltendes Recht: 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl292s0121.pdf%27%5D__1535564421173
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/uebersicht


1993 
Erste gemeinsame Rahmenkonzeption Frühförderung  

von Sozialministerium und Kultusministerium BW 
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„Vorwort 

 

Die vorliegende „Rahmenkonzeption Frühförderung“ spiegelt die Ergebnisse mehrjähriger Beratungen einer 

interministeriellen Arbeitsgruppe des Landes Baden-Württemberg wider. Sie ist eine Gemeinschaftsarbeit 

mehrerer Verfasser aus verschiedenen Ressorts und Fachbereichen. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 

Sozialordnung und das Ministerium für Kultus und Sport haben das Aufeinanderzugehen ganz bewußt als eine 

wichtige Voraussetzung für das Zustandekommen dieser fachlichen Konzeption gewählt. Dies soll auch das 

gedankliche Leitmotiv für die Rahmenkonzeption und deren Umsetzung sein: Denn aus der Kooperation, dem 

Miteinander verschiedener Fachdisziplinen in der Frühförderung entwickelten sich die zentralen Arbeitsgrundsätze 

wie Ganzheitlichkeit, Familienorientierung und Interdisziplinarität. 

 

Grundlage für ein Gelingen der Frühförderung ist eine echte Verständigung zwischen den Fachdisziplinen, 

zwischen Ärzten und medizinischen Fachkräften, Pädagogen, Psychologen, Sozialarbeitern und nicht zuletzt mit 

den Kostenträgern. Dies setzt voraus, daß 

 

- die Beteiligten sich als gleichrangige und gleich wichtige Partner verstehen, 

- eine gemeinsame Zielvorstellung entwickeln und 

- sich über den besten Weg dahin verständigen. 

 

So wie beim Kaleidoskop aus den bunten Facetten jeweils ganz einmalige Bilder entstehen, müssen in der 

Frühförderung bei grundsätzlich gleichen Angebotselementen individuelle und einmalige Entscheidungen 

getroffen und Maßnahmen entwickelt werden. Unser dezentrales, wohnort- und familiennaher System erleichtert 

diese Aufgabe. 

 

Dies Rahmenkonzeption enthält klare inhaltliche Vorgaben für die Weiterentwicklung der Frühförderung in Baden-

Württemberg. Es ist überaus erfreulich, daß diese Vorgaben auf einem breiten fach- und ressortübergreifenden 

Konsens fußen. Eine sinnvolle und bedarfsgerechte Fortentwicklung der Strukturen der Frühförderung wäre sonst 

nicht möglich. Genau dies aber ist ein dringendes sozial-, familien-, bildungs- und gesundheitspolitisches Anliegen 

der Landesregierung. Frühförderung ist ein unverzichtbares Element, ist die Basis eines leistungsfähigen Systems 

der Prävention und Rehabilitation.  

 

Alle Personen und Stellen, Einrichtungen und Kostenträger, die in der Frühförderung Verantwortung tragen, sind 

aufgerufen, in ihrem jeweiligen Bereich nach Kräften darauf hinzuwirken, daß die mit der Rahmenkonzeption 

verfolgten Zielsetzungen Schritt für Schritt verwirklicht werden. Schon jetzt ist spürbare Bewegung im gesamten 

Frühfördergeschehen zu verzeichnen. Es besteht Grund zu der optimistischen Erwartung, daß dieser dynamische 

Prozeß auch in den kommenden Jahren fortgesetzt wird. 

 

 

 

Helga Solinger MdL  Dr. Marianne Schultz-Hector MdL 

Ministerin für Arbeit,   Ministerin für Kultus und Sport 

Gesundheit und Sozialordnung  Baden-Württemberg 

Baden-Württemberg“ 

Rahmenkonzeption  

zur Früherkennung und 

Frühförderung behinderter 

und von Behinderung 

bedrohter Kinder  

in Baden-Württemberg 



1993 
Es ist normal, verschieden zu sein 

Ansprache von Bundespräsident Richard von Weizsäcker bei der 

Eröffnungsveranstaltung der Tagung der Bundesarbeitsgemeinschaft  

Hilfe für Behinderte   Bonn, 1. Juli 1993 

 

 „Es ist normal, verschieden zu sein. Es gibt keine Norm für das Menschsein. 

 Manche Menschen sind blind oder taub, andere haben Lernschwierigkeiten, eine 

 geistige oder körperliche Behinderung - aber es gibt auch Menschen ohne Humor, 

 ewige Pessimisten, unsoziale oder sogar gewalt-tätige Männer und Frauen. Dass 

 Behinderung nur als Verschiedenheit aufgefasst wird, das ist ein Ziel, um das es 

 uns gehen muss. In der Wirklichkeit freilich ist Behinderung nach wie vor die Art 

 von Verschiedenheit, die benachteiligt, ja die bestraft wird … 

 Maßstäbe für Behinderung sind zufällig und fragwürdig. Noch immer gehen sie 

von den Forderungen unserer sogenannten Leistungsgesellschaft aus: vor allem von rationalen 

und motorischen Fähigkeiten, von der Leistungskraft im Produktionsprozess.  

Wäre soziales Verhalten der beispielgebende Maßstab, dann müssten wir den Menschen mit 

Down-Syndrom nacheifern. Gemessen an der Sensibilität, mit der Taubblinde durch die Haut 

wahrnehmen können, sind Sehende und Hörende behindert. Vielleicht würde ein Rollstuhlfahrer 

einen Professor, der nicht lachen und weinen kann, als in seinem Menschsein behindert einschät-

zen. Wir sollten Menschen mit einem definierten Handicap fragen, was sie unter "behindert" ver-

stehen. 

Jedenfalls darf man nicht allgemein von "Behinderten" sprechen, das würde ja den ganzen Men-

schen treffen. In Wahrheit sind doch nur Teilbereiche, einzelne Fähigkeiten eingeschränkt . … 

Behinderung ist eine schwere Last, die sich erleichtern lässt, wenn es uns gelingt zu lernen, wie wir 

uns auf Verschiedenheit einstellen können. Denn unsere Reaktion auf Behinderung bestimmt ganz 

wesentlich das subjektive Empfinden anderer mit. "Ich wusste gar nicht, dass ich so behindert bin", 

sagt mancher betroffen angesichts der Reaktion von Nichtbehinderten. Um die Lage von Men-

schen mit Behinderung zu erleichtern, müssen Nichtbehinderte ihre Wahrnehmung korrigieren. 

Humanes Zusammenleben, Integration, braucht zuerst und vor allem Raum in den Köpfen und 

Herzen der Menschen. Man kann das nicht einfach delegieren an Architekten und Städteplaner, an 

Kindergärtner und Schulleiter. Bauherren können nur den Rahmen für das Zusammenleben von 

Menschen mit und ohne Behinderung schaffen. Wie wir uns dann tatsächlich begegnen, das hängt 

allein davon ab, ob wir zum Beispiel den Rollstuhlfahrer nach der Uhrzeit fragen statt seinen Be-

treuer, oder ob wir den dreißigjährigen Spastiker mit "Sie" statt mit "Du" anreden, ob wir ihm den 

Weg erklären oder ob wir das nur seinem Begleiter gegenüber tun.  

Weitestmögliche Einbeziehung in unser Leben sind wir Menschen mit allen Arten von Behinderun-

gen und ihren Familien schuldig. Sie aber schulden uns für diese Selbstverständlichkeit weder 

besonderen Dank noch ständiges Wohlverhalten. Sie haben genauso wie Nichtbehinderte das 

Recht, Verzweiflung zu empfinden oder auch Enttäuschung und Ärger deutlich zu äußern. 

Integration ist erst erreicht, wenn wir Freude und Dankbarkeit, Kummer und Sorgen unabhängig 

davon ausdrücken können, ob wir oder die Gesprächspartner Menschen mit oder ohne 

Behinderung sind. … 
 

Was wir zu lernen haben, ist so schwer und doch so einfach und klar:  

Es ist normal, verschieden zu sein.“ 

 

 

Quellen: 

http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Richard-
von-Weizsaecker/Reden/1993/07/19930701_Rede.html 
 

Bildnachweise: 

https://www.hdg.de/lemo/biografie/richard-von-weizsaecker.html     
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(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 

seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 

politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.  

Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

 

 

Quellen: Alpha-Forum 

Sendung vom 26.6.2014, 21.00 Uhr 

Ulrike Mascher Präsidentin Sozialverband VdK Deutschland 

im Gespräch mit Dr. Dieter Lehner 

https://www.br.de/fernsehen/ard-alpha/sendungen/alpha-forum/ulrike-

mascher-gespraech-100.html 
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1994  
Ergänzung im 

Grundgesetz Artikel 3 
(Gleichheit vor dem Gesetz) 

 

„Das Grundgesetz wurde damals überarbeitet, […]. 

[…] Es ging dabei um den Satz ‚Männer und Frauen sind gleichberechtigt,‘ und es ging 

darum, dass die großen Behindertenorganisationen und die Behindertenselbsthilfe-

gruppen gefordert hatten, dass auch sie in der Verfassung vorkommen. Sie haben dafür 

gekämpft, dass in die Verfassung der Satz aufgenommen wird: ‚Niemand darf wegen 

seiner Behinderung benachteiligt werden.‘ […] 

[…] Dass dieses Benachteiligungsverbot für Behinderte ins Grundgesetz aufgenommen 

wurde, war wirklich eine tolle Sache, weil dabei eben die traditionellen Behinderten-

verbände und die Selbsthilfegruppen, also die selbstorganisierten Behindertengruppen 

zusammengewirkt haben. […] In diesem Zusammenhang habe ich eben auch Walter 

Hirrlinger zum ersten Mal als streitbaren Kämpfer erlebt. Dieser Grundgesetzartikel hat 

mich dann immer weiter begleitet, denn wir arbeiten ja immer noch daran, dass niemand 

wegen seiner Behinderung benachteiligt werden darf.“ 

 
Ulrike Mascher, (Präsidentin des Sozialverbands VdK Deutschland 2008-2018) im 

Gespräch mit Dr. Dieter Lehner alpha-Forum Bayrischer Rundfunk  2014: 
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